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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Henkel, 
Fuchs, Gärtner und Winter

am 29. März 1988 
beschlossen:

Die Revision des Streithelfers gegen das Ur­
teil des 18. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts München vom 28. April 1987 wird als 
unzulässig verworfen.

Der Streithelfer trägt die Kosten des Revi­
sionsverfahrens .

G r ü n d e

Das am 28. April 1987 verkündete Berufungsurt'eil wurde 
den Parteien am 9. Juni 1987 zugestellt.

Der Streitverkündete zflüB trat durch Fernschreiben, 
das am 9. Juli 1987 um 19.25 Uhr bei der Fernschreibstelle 
der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht München I 
Telex-Nr. 522339 (sog. Kennung 522339 a stam d=Empfänger, 
1631 bzx d=Absender Rechtsanwalt KaflH) einging und an das 
Bayerische Oberste Landesgericht gerichtet war, dem Rechts­
streit auf Seiten des Klägers bei und legte gleichzeitig
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Revision ein. Der Eingangsstempel des Bayerischen Ober­
sten Landesgerichts trägt das Datum 10. Juli 1987 mit 
dem handschriftlichen Zusatz "ll.°o Uhr".

In diesem Zeitpunkt war die Revisionsfrist (§ 552 ZPO) 
abgelaufen. Die Fernschreibstelle der Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht München I als Empfänger war zur Entgegen­
nahme der Rechtsmittelschrift nicht zuständig. Nach der Ver­
fügung des Präsidenten des Oberlandesgerichts München vom 
23. Juli 1984 - 1422/1 6 über gemeinsame Fernschreibstellen 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften, die nach dessen Aus­
kunft vom 19. Februar 1988 unverändert weitergilt, ist die 
Fernschreibstelle der Staatsanwaltschaft München I zugleich 
Fernschreibstelle und gemeinsame Einlaufstelle der am Ort 
ansässigen Land- und Amtsgerichte. Auf Anfrage hat der Ge­
schäftsleiter des Bayerischen Obersten Landesgerichts am 
29. Februar 1988 mitgeteilt, daß für dieses seit 
20. Dezember 1983 die bei der Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht München bestehende Fernschreibstelle als 
gemeinsame Fernschreibstelle eingerichtet sei mit der 
Telexnummer 529317 und der Kennung 529317 gstam d. 
Dementsprechend ist im Amtlichen Telex- und Teletex­
verzeichnis, Ausgabe 87/88, das Bayerische Oberste Lan­
desgericht mit dieser Telexnummer aufgeführt und im Brief­
kopf gerichtlicher Schreiben "Telex 529317" angegeben. Die 
Aufnahme des Schriftblattes durch einen anderen Fernschreib­
teilnehmer, hier die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
München I, und die Weitergabe durch Boten reicht nicht aus 
(BGHZ 97, 283, 285).
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Wiedereinsetzung in die versäumte Frist (§ 233 ZPO) 
kann dem Revisionskläger nicht gewährt werden. Sie scheitert 
allerdings nicht am Antragserfordernis (§ 236 Abs. 2 
Satz 2 ZPO), aber am fehlenden Wiedereinsetzungsgrund. Die 
Fristversäumnis beruht darauf, daß Rechtsanwalt Kaspar, der 
Prozeßbevollmächtigte des Revisionsführers, die Rechts­
mittelschrift an die falsche gemeinsame Fernschreib- und 
Einlaufstelle gerichtet hat, was bei Anwendung pflichtge­
mäßer Sorgfalt vermeidbar gewesen wäre. Diesen Schuldvorwurf 
hat der Revisionsführer, selbst wenn der am 30. Oktober 1987 
beim Bundesgerichtshof eingereichte Schriftsatz seines Pro­
zeßbevollmächtigten vom 14. Oktober 1987 berücksichtigt wer­
den könnte (vgl. § 78 Abs. 1 ZPO), nicht ausgeräumt und muß 
ihn sich zurechnen lassen (§ 85 Abs. 2 ZPO).



Mangels Einlegung in der gesetzlichen Frist ist die Re­
vision als unzulässig zu verwerfen (§ 554 a Abs. 1 ZPO).

Merz Henkel Fuchs

Gärtner Winter
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